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Berlin. Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der Unions-
fraktion, Thorsten Frei (Do-
naueschingen), plädiert für 
einen Systemwechsel in der 
Asylpolitik. In einem Gastbei-
trag für die „FAZ“ schlug er vor, 
jährlich ein Kontingent von  
Schutzbedürftigen direkt aus 
dem Ausland aufzunehmen 
und dann innerhalb Europas zu 
verteilen. Sein Vorstoß stieß 
bei Politikern der SPD, der 
Linkspartei, der FDP und der 
Grünen auf massive Kritik. 

„Der Vorschlag von Thors-
ten Frei ist realitätsfremd und 

geht ins Leere, da er illegale 
Migration nicht stoppen wird“, 
sagte SPD-Fraktionsvize Dirk 
Wiese.  Er fügte hinzu: „Außer-
dem schleift der Vorstoß das in-
dividuelle Recht auf Asyl.“ 

„Warum es unmenschlich 
sein soll, dass jemand erstmal 
vorträgt, warum er Schutz 
braucht, das geht mir nicht in 
den Kopf“, sagte der Grünen-
Vorsitzende Omid Nouripour.   
FDP-Generalsekretär Bijan 
Djir-Sarai sagte dem Redak-
tionsnetzwerk Deutschland, es 
sei ein richtiger Schritt, dass 
auf europäischer Ebene das Ge-

meinsame Europäische Asyl-
system reformiert werde. „Es 
wäre gut, wenn die CDU mit 
Ernsthaftigkeit diese Bemü-
hungen unterstützen würde.“ 
Die Genfer Flüchtlingskonven-
tion und das individuelle Recht 
auf Asyl „waren die Antwort auf 
Nazideutschland“, betonte die 
fluchtpolitische Sprecherin der 
Linksfraktion, Clara Bünger. 
Dass  Frei nun fordere, diese zi-
vilisatorische Errungenschaft 
über Bord zu werfen, sei „ge-
schichtsvergessen und offen-
bart, wie weit seine Partei sich 
nach rechts bewegt hat“. dpa

 Kritik an Asylvorstoß
Thorsten Frei will eine Änderung  im Asylrecht: Wer von europäischem Boden 
aus Schutz begehrt, wird abgewiesen. Kritik kommt von vielen Seiten.

Berlin. Die Pflege im Heim 
wird immer teurer. Die selbst zu 
zahlenden Anteile für Pflege-
bedürftige und ihre Familien 
stiegen erneut deutlich, wie 
eine nun  vorgelegte Auswer-
tung des Verbands der Ersatz-
kassen mit Stand zum 1. Juli er-
gab. Im ersten Jahr im Heim 
waren im bundesweiten 
Schnitt 2548 Euro im Monat 
fällig –  348 Euro mehr als Mitte 
2022. Dabei schlagen höhere 
Löhne für dringend benötigte 
Pflegekräfte durch. Aber auch 
Kosten für Unterkunft, Essen 
und Trinken gingen nach oben. 
Die Belastungen wachsen trotz 
inzwischen eingeführter Ent-
lastungszuschläge weiter. 

- Die Belastungsdämpfer
Als Kostenbremse gibt es seit 
2022 neben der Zahlung der 
Pflegekasse einen Zuschlag, 
der mit der Aufenthaltsdauer 
steigt. Den Eigenanteil nur für 
die Pflege drückt das im ersten 
Jahr im Heim um 5 Prozent, im 
zweiten um 25 Prozent, im drit-
ten um 45 Prozent, ab dem vier-
ten Jahr um 70 Prozent. Auch 
mit dem höchsten Zuschlag 
gingen die Zuzahlungen aber 

im Schnitt auf 1738 Euro im 
Monat hoch –  das waren 165 
Euro mehr als zum 1. Juli 2022. 
Ausgewertet wurden Vergü-
tungsvereinbarungen der Pfle-
gekassen mit Heimen in allen 
Bundesländern. Die Daten be-
ziehen sich auf Bewohner mit 
den Pflegegraden 2 bis 5.

- Die Kostentreiber
Hintergrund der Kostensprün-
ge sind vor allem höhere Perso-
nalausgaben. Seit September 
2022 müssen alle Einrichtun-
gen Pflegekräfte nach Tarifver-
trag oder ähnlich bezahlen, um 
mit den Pflegekassen abrech-
nen zu können.   Aber auch die 
Kosten für Unterkunft und Ver-
pflegung gingen nach oben: im 
Schnitt auf nun 888 Euro im 
Monat, nach 814 Euro Mitte 
2022.  Alles in allem am teuers-
ten war die Pflege im ersten 
Jahr im Heim in Baden-Würt-
temberg mit im Schnitt 2913 
Euro im Monat. Am niedrigsten 
war die Belastung in Sachsen-
Anhalt mit 1994 Euro.

- Die Kosten-Zwickmühle
„Wir unterstützen die Maßnah-
men für eine faire Bezahlung 

des Pflegepersonals“, sagte 
Jörg Meyers-Middendorf vom  
Ersatzkassenverband. Es könne 
aber nicht sein, dass stetig stei-
gende Kosten zum Großteil die 
Pflegebedürftigen schultern 
müssten.  Der Linke-Experte 
Ates Gürpinar mahnte: „Die 
Beschäftigten und die zu Pfle-
genden dürfen nicht gegenei-
nander ausgespielt werden.“ 

- Die ersten Gegenmaßnah-
men
Gerade hat der Bundestag eine 
Reform von Gesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach (SPD) be-
schlossen, die höhere Pflege-
beiträge umfasst. Zum 1. Januar 
2024 werden  auch die Entlas-
tungszuschläge erhöht. Der 
Eigenanteil für die reine Pflege 
soll so im ersten Jahr im Heim 

um 15 statt 5 Prozent verringert 
werden, im zweiten Jahr um 30 
(statt 25), im dritten um 50 
(statt 45), ab dem vierten Jahr 
um 75 statt 70 Prozent. Dies 
dürfte den Trend nur kurzfris-
tig abmildern, sagte Meyers-
Middendorf. Der Vorstand der 
Deutschen Stiftung Patienten-
schutz, Eugen Brysch, monier-
te, dass die Kostenwelle für die 
Regierung absehbar gewesen 
sei. „Doch der Tsunami wurde 
nicht gestoppt“, sagte er. 

- Die weiteren Forderungen
Es brauche eine nachhaltige 
Lösung nicht allein auf dem 
Rücken der Beitragszahler, for-
derte der Ersatzkassenverband. 
So müssten die Länder die In-
vestitionskosten der Heime 
übernehmen. Das würde 
prompt entlasten –  aktuell im 
Schnitt um 477 Euro im Monat. 
Der Verband der privaten Kran-
kenversicherung warb für Pfle-
gezusatzversicherungen.  Pa-
tientenschützer Brysch ver-
langte eine Erhöhung aller 
Leistungsbeträge um 350 Euro. 
Und die Pflegeversicherung 
müsse Kosten der reinen Pflege 
komplett tragen. dpa/red

Tiefgreifende Finanzreform gefordert
Vielen Pflegebedürftigen machen finanzielle Belastungen zu schaffen. Die Kosten für die Heimplätze kennen  nur eine Richtung: 
nach oben. Baden-Württemberg hat bundesweit die höchsten Kosten.

Mehr Kosten  sind für die Pflege zu zahlen,  auch wegen  eines Lohn-
plus für dringend benötigte Pflegekräfte. Foto: imago/Ralph Lueger/

Karlsruhe. Fast zwei Jahre 
nach der Bundestagswahl 
klingt es noch immer kaum vor-
stellbar, was da am 26. Septem-
ber 2021 in Berlin los war: lange 
Warteschlangen vor Wahlloka-
len, zu wenige Wahlkabinen, 
Stimmabgaben nach 18 Uhr, 
falsche und fehlende Stimm-
zettel. Den Bundestag wählten 
Minderjährige und Menschen, 
die aus anderen Gründen dazu 
nicht berechtigt waren, mit. 
„Schwere organisatorische 
Mängel“ nannte der Berliner 
Wahlleiter Stephan Bröchler 
das am Dienstag im Bundesver-
fassungsgericht. Er war damals 
noch nicht im Amt. Das höchs-
te deutsche Gericht prüft die 
Pannen bei der Bundestags-
wahl 2021 in Berlin und deren 
Folgen. Es geht unter anderem 
darum, in wie vielen Berliner 
Wahlbezirken die Wahl wieder-
holt werden muss und ob in 
dem Fall die Abgabe der Zweit-
stimme  reicht (Az. 2 BvC 4/23). 
Hintergrund ist eine Wahlprü-
fungsbeschwerde der Unions-
fraktion im Bundestag. Aus de-
ren Sicht müsste die Wahl in 
mehr Wahlbezirken wiederholt 
werden, als vom Plenum mit 
den Stimmen von SPD, Grünen 
und FDP beschlossen. Eine Ent-
scheidung wird in einigen Mo-
naten erwartet. dpa

 Karlsruhe 
prüft Pannen 
bei Wahl
Welche Folgen haben 
die  Mängel bei
 der  Wahl in Berlin?

i Kurz berichtet

Kollegen der Lehrer
 in Burg solidarisch
Burg. Nach dem angekündig-
ten Weggang zweier Lehrkräfte 
aus einer Schule im branden-
burgischen Burg will sich ein 
Teil des Kollegiums weiter 
gegen Rechtsextremismus und 
für demokratische Werte stark 
machen. Künftig werde man 
dazu als Gruppe mit einer 
Stimme sprechen.  dpa

Drohnen  für 
Saudi-Arabien
Istanbul. Die Türkei will 
Saudi-Arabien Drohnen ver-
kaufen. Ein entsprechender 
Vertrag wurde unterzeichnet. 
Unter anderem liefert die Tür-
kei  Aufklärungs- und Kampf-
drohnen des Typs Akinci. Zum 
Umfang des Geschäfts wurden 
keine Angaben gemacht. dpa

Macron hält an 
Regierungschefin   fest
Paris. Der durch den Renten-
streit und die jüngsten Unru-
hen in Frankreich geschwächte 
Präsident Emmanuel Macron 
hält an seiner Premierministe-
rin Élisabeth Borne fest. Um 

die Stabilität und inhaltliche 
Arbeit zu gewährleisten, habe 
er   beschlossen, die Premiermi-
nisterin im Amt zu lassen. dpa

Elisabeth Borne Foto: AFP/L. Marin

Auf  einer Liste unvergesslicher 
Kindheitsmomente darf das 
nicht fehlen: dieses Gefühl, 
wenn man  zum ersten Mal den 
Mut findet, während der Fahr-
radfahrt beide Hände vom Len-
ker zu nehmen und gen Him-
mel zu heben. Diese Erinne-
rung lässt sich ja  auch auf das 
Auto übertragen. Gibt es doch 
immer größere Fortschritte, 
was das autonome Fahren be-
trifft. Ob es in diesem Fall aller-
dings auch das große Glück ver-
spricht, das Lenkrad komplett  
aus der Hand zu geben, darf be-
zweifelt werden.

Obwohl doch die Science-
Fiction-hafte Vorstellung von 
der neuen Autowelt faszinie-
rend ist. Wenn es gar  keine Fah-
rerinnen oder Fahrer gibt, son-
dern nur noch Passagiere. Im-
mer näher sind die Entwickler 
der Autokonzerne und ihre Zu-
lieferer dieser Vision zuletzt 
gekommen. Und dennoch: Der-
art fremdgesteuert wird die 
Realität auf absehbare Zeit 
nicht aussehen, trotz der enor-
men Fortschritte auf dem auto-
nomen Feld.

Es erscheint derzeit nämlich 
deutlich sinnvoller, wenn die 
Automobilwirtschaft vor allem 

Haftung im hochkomplexen 
Stadtverkehr zu übernehmen. 
Dabei schwingt zum Beispiel 
auch die fast unlösbare ethi-
sche Frage mit, ob man mit 
einem automatischen Aus-
weichmanöver die Gesundheit 
Dritter gefährden darf und ob 
es überhaupt zu einem compu-
tergesteuerten Abwägungspro-
zess kommen darf. 

In einem überschaubaren 
und klar definierten Umfeld 
wird das autonome Fahren sei-
nen Siegeszug dagegen fortset-
zen. Bei den Nutzfahrzeugen. 
In Rotterdam befördert ein fah-
rerloser Shuttlebus auf einer 
nur von ihm befahrenen Spur 
schon jetzt Passagiere  durch 
die Gegend. 

Am Ende entscheidet  vor al-
lem  der Kunde, wie weit das 
autonome Fahren von der 
Wirtschaft vorangebracht wer-
den soll. Derzeit hinkt die Ak-
zeptanz noch weit hinter der 
Entwicklung her,  speziell  in 
Deutschland. Dort sprechen 
sich    aktuellen Meinungsum-
fragen   zufolge 45 Prozent der 
Befragten prinzipiell gegen die 
Weiterentwicklung des auto-
nomen Fahrens aus. So viel wie 
nirgends sonst auf der Welt.

in die Weiterentwicklung der 
Assistenzsysteme investiert, 
anstatt dem Traum vom kom-
plett selbstständig fahrenden 
Pkw zu lange nachzuhängen. Es 
gibt aber keine Garantie dafür, 
dass dieser jemals in Erfüllung 
geht. 

Das ist auch gar nicht zwin-
gend notwendig. Immer besser 
ausgereifte Assistenzsysteme, 
die für immer mehr Sicherheit, 
Komfort und Möglichkeiten für 
die teilautomatisierte Privat-
fahrt sorgen, sind die Zukunft, 
auch wenn die schon lange be-
gonnen hat. Bei neuen Autos 
gehört schließlich automati-
sches Spur- und Abstandhalten 

genauso  zum Standardreper-
toire   wie ein automatisches 
Notbremssystem. 

Der komplett  selbstständi-
gen Pkw-Fahrt scheinen da-
gegen Grenzen gesetzt zu sein. 
Die Künstliche Intelligenz wird 
dem Stadtverkehr in Rom, Me-
xiko City, Mumbai oder Sao 
Paulo  vermutlich niemals ganz 
gewachsen sein. Wie sollen im 
Mischverkehr   Millionen von 
Unwägbarkeiten auf logischem 
Weg erfasst werden? 

Aber auch dort, wo der Ver-
kehr in weitaus geordneteren 
Bahnen verläuft, sind Ein-
schränkungen unabdingbar. 
Das System Driving Pilot von 

Mercedes-Benz, seit letztem 
Jahr in der S-Klasse am Start, ist 
derzeit das Maß aller selbstfah-
renden Dinge. Es ist das erste 
zugelassene Level-3-Instru-
ment, das allerdings nur im sto-
ckenden Autobahnverkehr bis 
zu einer Geschwindigkeit von 
60 Stundenkilometer  den Fah-
rer komplett ersetzen darf. Bei 
einem Unfall haftet in diesem 
Fall der Hersteller.

Es sind auch juristische 
Gründe, die dem auf die Spitze 
getriebenen voll automatisier-
ten und autonomen Fahren 
(Level 4 und Level 5) im Weg 
stehen. Hersteller werden sich 
genau überlegen müssen, die 

Von Peter Stolterfoht

Das Loslassen ist 
 gar  nicht so wichtig
Die Weiterentwicklung von Assistenzsystemen ist 
sinnvoller als der Traum vom fremdgesteuerten Auto.
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